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		Über dieses Buch

		«Privatreisen nach dem Ausland können ohne Vorliegen von Voraussetzungen – Reiseanlässe und Verwandtschaftsverhältnisse – beantragt werden.» Als Günter Schabowski, Mitglied des Politbüros der SED, diesen Satz am 9. November 1989 verlas, konnte er sich nicht vorstellen, daß noch am gleichen Abend der Sturm auf die Mauer losgehen würde: «Dazu reichte meine Phantasie nicht aus.»
Der Mann, der im SED-Staat eine glatte Karriere gemacht hatte, war der erste, der im erstarrten Politbüro Reformen forderte, und, unter dem wachsenden Druck der Bevölkerung, zusammen mit Egon Krenz, den Generalsekretär Erich Honecker stürzte. Jenen, die sich in der Nomenklatura der DDR genauer auskannten, war er schon früher aufgefallen: Er galt eher als pragmatisch denn dogmatisch, als reformgeneigt, aber auch zynisch, als ein Mann mit einer gewissen intelligenten Ausstrahlung, die sich von der grauen Garde der Politbüromitglieder abzuheben schien.
In diesem Band schildert Schabowski, wie die Entscheidung zur Maueröffnung zustande kam, wie im Politbüro Politik gemacht wurde und wie sich der «Putsch» vollzog; welche Rolle Gorbatschow bei dem Absturz spielte, wie das Triumvirat Honecker, Mittag und Mielke herrschte, wie die Wahlfälschung zustande kam und warum der wenig konsequente Erneuerungsversuch unter Krenz scheiterte.


	
		
		Über Frank Sieren und Ludwig Koehne

		
		Frank Sieren, geb. 1967, arbeitete als freier Journalist u.a. für «Die Zeit», den Deutschlandfunk und die «Frankfurter Rundschau».
 
Ludwig Koehne, geb. 1966, studierte in Oxford Philosophie, Politik und Psychologie.
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Das Politbüro
Bis zum Herbst 1989 blühten die Spekulationen um das, was sich im Politbüro abspielen mochte. Die Genossen im innersten Zirkel der Macht, dem 21 Mitglieder und fünf Kandidaten unter der Führung von Generalsekretär Erich Honecker angehörten, ließen nichts darüber verlauten, was sie diskutierten oder wie sie zu einer Entscheidung gelangten. Die Funktionen des Machtzentrums der DDR ließen sich nur allgemein beschreiben.
Eine seiner Grundfunktionen bestand in der Auslegung des Kerndogmas. Das Politbüro war für die Interpretation der Glaubensgrundsätze der kommunistischen Ideologie zuständig und damit auch die Instanz, die «Abweichler» ausmachte.
1946 wählte der Parteivorstand der SED zum erstenmal aus seiner Mitte ein Politbüro. Seine damaligen Mitglieder, die sowohl aus der SPD (u.a.Grotewohl und Ebert) als auch aus der KPD (u.a.Pieck und Ulbricht) kamen, versuchten zunächst, einen «besondern deutschen Weg des Sozialismus» zu gehen. Doch auf Druck der sowjetischen Militäradministration setzten sich bald die Stalinisten um Walter Ulbricht durch. Als erstes Politbüromitglied fiel 1950 Paul Merker, unter der Beschuldigung ein Noel-Field-Agent zu sein, einer großangelegten Säuberungswelle zum Opfer. Jedes Mitglied wurde der strikten Parteidisziplin unterstellt. Minderheiten mußten sich bedingungslos unterordnen. Es war verboten, «Fraktionen» zur Durchsetzung alternativer Politikkonzepte zu bilden. Parteiintern galt die Losung «Von der Sowjetunion lernen heißt siegen lernen.»
Als die beiden Politbüromitglieder Zaisser und Herrnstadt 1953 nach Stalins Tod und im Zuge des Aufstandes vom 17. Juni Reformen forderten und den Rücktritt Ulbrichts verlangten, wurden sie ebenfalls entmachtet. Eine umfassende Säuberung des Parteiapparates folgte in den nächsten Monaten.
Im Reformklima, das nach dem 20. Parteitag herrschte, auf dem Chruschtschow die stalinschen Verbrechen anprangerte, gab es erneute Versuche, unter anderem von Karl Schirdewan, gegen Ulbrichts stalinistischen Kurs Reformen durchzusetzen, die Ulbricht wiederum in einer großen Säuberungswelle verhinderte.
Den Machtwechsel setzte erst der noch von Walter Ulbricht ins Politbüro geholte Erich Honecker durch, indem er eine bessere Politik versprach und so den Sturz des überalterten und in Moskau nicht mehr so gelittenen Ulbricht rechtfertigte. Honecker postulierte die Einheit von Sozial- und Wirtschaftspolitik: Im sozialistischen System müßten die Leute früher die Vorzüge des Systems spüren und nicht, wie bislang üblich, mit dem «Aufbau»-Argument auf die nächste Generation vertröstet werden. Mit dieser ideologischen Grundlinie brachte er es nicht nur zu einer gewissen Popularität in der DDR, sondern ihm gelang es auch, sich ungleich stärker als sein Vorgänger von Moskau zu emanzipieren, das wiederum Honeckers Weg als «Konsumideologie» verurteilte.
Die zweite Grundfunktion des Politbüros war die Umsetzung der ideologischen Basis in praktische Politik, um so die tägliche Funktionsfähigkeit des Staates zu sichern und zu kontrollieren. In einer Planwirtschaft ist das besonders schwierig, weil die komplexen wirtschaftlichen Prozesse bis ins Detail vorausgesehen und entsprechend organisiert werden müssen. Die Schuhindustrie bekam nicht nur vorgeschrieben, wieviel Schuhe sie zu produzieren hatte, sondern das Politbüro mußte im Fünfjahresplan festlegen, wieviel Schnürsenkel die Bürger in diesem Zeitraum zu verbrauchen hatten. Weil nicht sicher war, ob die Fakten, die für eine Entscheidung notwendig sind, das Politbüro und dessen Apparate auch immer erreichten, mußten sich zwangsläufig grundlegende Fehlentscheidungen häufen.
Theoretisch sollte dieses Problem zwar dadurch gelöst werden, daß Vertreter aller gesellschaftlich relevanten Gruppen unter der Führung der Partei im Politbüro an einem Tisch zusammensitzen. Die Mitglieder waren also Parteisekretäre des Zentralkomitees, Bezirkssekretäre in den Provinzen, Minister oder Führer von Massenorganisationen, wie die «Freie Deutsche Jugend» und die Gewerkschaft. Gleichzeitig wurde damit der Anspruch verbunden, daß das Politbüro die Gesellschaft repräsentiere. Praktisch hat dies nie funktioniert, weil die Interessenvertreter nicht voneinander unabhängig waren, sondern alle derselben Partei angehören mußten. Zwischen Staat und Partei wurde nicht getrennt.
Augenscheinlich haben unter der verfassungsgemäßen Führungsrolle der Partei einzelne Politbüromitglieder ihren Machtbereich entschieden ausgebaut. Erich Mielke ignorierte als Staatssicherheitsminister seinen Vorgesetzten, den ZK-Parteisicherheitssekretär Egon Krenz. Günter Mittag herrschte als ZK-Sekretär für Wirtschaft nahezu uneingeschränkt über zahlreiche Ministerien, und sogar über die Gewerkschaft.
Das Politbüro unterlag keiner demokratischen Kontrolle, erhob aber den Anspruch, daß seine Beschlüsse als verbindliche Anweisungen an die Gesellschaft aufzufassen seien. Wenn man den Aussagen mehrerer Politbüromitglieder vor dem Volkskammeruntersuchungsausschuß glauben schenken darf, regierte Honecker, mit Hilfe seiner Hauptschergen Günter Mittag und Erich Mielke fast wie ein absolutistischer Monarch: Willi Stoph berichtete im Untersuchungsausschuß der Volkskammer, daß er nur administrativ zu organisieren hatte, was das für Wirtschaft zuständige Politbüromitglied Mittag und der Generalsekretär ohne seine vorherige Zustimmung verfügten, obwohl Stoph als dem Ministerpräsidenten von der Rangordnung her die Entscheidungsbefugnis zukam. Wolfgang Herger, der Sicherheitsbeauftragte des ZK hat nach eigenem Bekunden nichts von den von Mielke und Honecker vorangetriebenen Planungen im Sicherheitsapparat mitbekommen. Sogar Joachim Herrmann, der für die Medien zuständige Parteisekretär für Agitation und Propaganda, führte seine rigiden Zensurpraktiken auf den Generalsekretär zurück. Er habe lediglich als getreuer Exekutor gedient.
Ihre politische Biographie teilte die Mitglieder in zwei Gruppen. Die Vertreter der Altherrenriege waren als junge Männer aktive kommunistische Widerstandskämpfer. Dazu zählen unter anderem der Generalsekretär Erich Honecker (geb. 1912), Kurt Hager (1912), der ZK-Sekretär für Kultur und Wissenschaft, Erich Mielke (1907), Minister für Staatssicherheit, der Präsident der Volkskammer Horst Sindermann (1915) und Willi Stoph (1914), der Vorsitzende des Ministerrates, Alfred Neumann (1909), stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates. Dem gegenüber stand die Gruppe von Politbürogenossen, die erst in der Nachkriegszeit politisch aktiv geworden sind. Dazu gehören der jüngste, Egon Krenz (1937), Günter Schabowski (1929), Harry Tisch (1927), der 1. Vorsitzende des FDGB, aber auch der ZK-Sekretär für Agitation Joachim Herrmann (1928) und der Wirtschaftschef Günter Mittag (1926). Doch waren dies wirklich zwei in sich relativ homogene Gruppen, die den Rahmen für das Machtspiel bildeten? Waren die Jüngeren flexibler und offener für oppositionelle Ideen in oder sogar außerhalb der Partei, mit denen sie ihr Herrschaftswissen ausbauten? Gab es bei ihnen womöglich schon versteckte Sympathie für demonstrierende Oppositionelle? Haben einige Politbüromitglieder versucht, «Glasnost», die offene selbstkritische Auseinandersetzung, die Gorbatschow ihnen vormachte, gegen den Willen der Alten ins Politbüro hineinzutragen?
***
Für die herrschende SED war der Jahrestag der Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts traditionell das erste große Ereignis des Jahres. War Ihnen diese Demonstration wichtig? Was empfanden Sie, als die Opposition gerade diese Demonstration als erstes größeres öffentliches Forum für ihre Proteste gegen das System nutzte?
 
Die «LL-Demonstration», wie sie im Parteijargon hieß, war eine ausgesprochene Parteidemonstration. Es war die politische Kundgebung der Kommunisten im Unterschied zur Maidemonstration, an der überwiegend Parteilose, Gewerkschafter teilnahmen. An diesem Tag bekräftigten die Kommunisten im Gedenken an die ermordeten Führer ihre Treue zur Sache der Partei. Für die Genossen war das so etwas wie ein Zug zu einem geheiligten Ort.
 
Waren Sie stolz, da in erster Reihe mitmarschieren zu dürfen?
 
Stolz ist eine Empfindung, der ich mißtraue. Es gehörte sich so, daß der erste Sekretär in Berlin selbstverständlich mit in der ersten Reihe war. Sonst orientierte sich das Protokoll am Alphabet. Wenn es erfordert hätte, daß ich in der dritten Reihe gestanden hätte, wäre es auch in Ordnung gewesen.
Honecker selbst war von der LL-Demonstration immer sehr angetan. Er sang besonders laut und kräftig die revolutionären Lieder. Das hat ihn sehr bewegt, er ist ein gläubiger Kommunist. Diese Besonderheiten haben mit dazu beigetragen, daß sich auch bei vielen Genossen der Eindruck ergab, hier liege ein besonders infamer Versuch des Gegners vor, ausgerechnet die von der Reaktion ermordeten Luxemburg und Liebknecht durch das Luxemburg-Zitat «Freiheit ist stets die Freiheit des Andersdenkenden» zum Zeugen gegen uns zu machen. Das gehört mit zur Charakterisierung der Resonanz dieser Vorgänge. Üblich war in solchen Fällen, und darüber waren wir auch informiert, daß die Staatssicherheit zu den Leuten ging, die störende Aktionen angekündigt hatten, und sie aufforderte, das zu unterlassen, da sie andernfalls mit Repressalien, das heißt mit Verhaftungen rechnen müßten. Solche Vorgänge haben weder mich persönlich noch das Politbüro interessiert. Für uns war das keine Opposition im demokratischen Sinne. Für uns war das etwa das gleiche als wenn bei Ihnen jemand ein kriminelles Delikt begeht. Mit dem wird dann auch entsprechend verfahren. Darum kümmert sich auch bei Ihnen nicht der Justizminister. Eine Haltung, die mir heute als sehr zynisch erscheint.
 
Hat die Opposition wirklich überhaupt keinen Stellenwert innerhalb dieses Systems gehabt?
 
Daß wir diese Gruppen nicht als in der DDR gewachsenen Protest akzeptiert haben, sondern für westlich gesteuerte Querulanten hielten, die unser gutes System verunglimpfen, das leider noch unvollkommen ist, führte dazu, daß wir uns sofort bewußt oder unbewußt der gängigen Klischees bedienten und sie als sozialismusfeindlich ansahen: wer sozialismusfeindlich ist, kann nur ferngesteuert sein. Denn der Sozialismus bringt nichts «Artwidriges» hervor. Dieses Nichtakzeptieren gilt nicht nur für das Politbüro, sondern auch für weite Teile der Partei, die diese Menschen als Störenfriede der Sache betrachtete, der man sich verbunden fühlte. Die oppositionellen Gruppen wollten kritische Denkanstöße vermitteln, und sie haben Teilen der Bevölkerung sicherlich solche Impulse auch vermittelt. Besonders wirkten sie auf Menschen, die sich ablehnend, aber inaktiv verhielten. Doch die Genossen waren dadurch kaum verunsichert. Die Mitgliedschaft der Partei ist erst spät, als die Partei schon in einem desolaten Zustand war, auf die Opposition zugegangen. Zuvor hat sie auf solche Einsprüche überwiegend mit trotziger Abwehr reagiert.
 
Sie wollten diese Menschen also nicht verstehen?
 
Das war kein Vorsatz, aber im Grunde lief es darauf hinaus. Das habe auch ich erst spät begriffen. Heute bin ich der Meinung, daß der erste «Runde Tisch» am Tag nach der Zentralkomiteesitzung vom 18. Oktober hätte stattfinden müssen. Zumindest die Initiative dazu hätte kommen müssen. Ein Aufeinanderzugehen wäre schon in den Wochen des Septembers möglich gewesen, obwohl die Opposition uns damals sicherlich hätte abfahren lassen. Ein ehrliches Bemühen und eine wirkliche Erkenntnis der Prozesse, die sich im Volk abspielen, hätte uns dazu zwingen müssen, ohne Rücksicht auf unser eigenes ideologisches Prestige auf die Leute zuzugehen, selbst wenn die uns beim erstenmal gesagt hätten, leckt uns die Bollen. Doch das haben wir erst ganz vorsichtig angefangen zu erwägen, als die Wende schon vollzogen war. Wir hätten gemeinsam diskutieren müssen, so in der Art: «Setzen wir uns zusammen, was habt ihr für Vorstellungen? Das ist doch absurd, was ihr verlangt!» Bitte, wir hätten uns in die Wolle gekriegt. Dann wären wir nach Hause gegangen, die Dinge hätten gewirkt. Wir hätten wieder mit ihnen gesprochen. So hätte sich die Konspiration auch geistig formiert. Es wäre ein Stück Konzept zustandegekommen. Statt dessen haben wir im eigenen ideologischen Saft geschmort und kein ausgereiftes strategisches Konzept gehabt. Nur die Vorstellung, Reisepolitik muß man ändern, Perestroika muß man machen, die Wirtschaftsreform muß her. Doch wie, was, wo, mit welcher Intensität, mit welchem Tempo, mit welcher Zielsetzung, alles das hat uns gefehlt.
Gerade im Politbüro war die Idee vorherrschend, die Aktivitäten dieser Gruppen an den Rand der Gesellschaft zu drängen. Sie durften nicht dadurch zusätzliches Gewicht bekommen, daß sie zum Gegenstand von Gesprächen oder sogar wiederholten Erörterungen im Politbüro, in der Regierung oder dergleichen wurden. Natürlich hat es keinen solchen Beschluß gegeben, aber das war die Praxis. Das hieß jedoch nicht, daß die Politbüromitglieder nicht informiert waren. Sie wurden durch die Staatssicherheit informiert, die überall über Informanten und Zuträger verfügte. Aber das nahm im Grunde jeder nur für sich zur Kenntnis. Es war nicht so, daß, wenn uns eine Information über diese oder jene Gruppe erreicht hat, jeder bei der nächsten Sitzung des Politbüros dieses Papier auf dem Tisch hatte, um darüber zu diskutieren.
 
Wie liefen die Politbüro-Sitzungen denn ab?
 
Die Politbürositzungen liefen sehr gemessen ab. Bis auf die Oktobertage wurde in den letzten fünf Jahren genau zweimal heftiger diskutiert. Das erste Mal 1985, bei der Absetzung des Berliner Bezirkssekretärs, meinem Vorgänger Konrad Naumann, und das zweite Mal im September 1989, als wir schon im Krisendampf saßen. Die Beratungen fanden jeden Dienstag um 10 Uhr statt. Wir waren schon etwas früher da, und ziemlich genau eine Minute vor zehn kam Honecker hereinmarschiert. Zunächst verlas der Protokollführer, der Leiter des Büros des Politbüros, das Beschlußprotokoll der letzten Sitzung. Danach eröffnete Erich Honecker die Tagesordnung. Neben den Tagesordnungspunkten, die der Generalsekretär auf den Plan setzte, gab es bestimmte Routinefragen, die regelmäßig behandelt wurden, zum Beispiel Fragen der Planerfüllung. Alle Vorlagen gingen vorab durch die Hände des Generalsekretärs. Wie ich im Laufe der Jahre mitbekam, ging auch ein erheblicher Teil der Wirtschaftsvorlagen zuerst durch die Hände von Mittag, selbst wenn sie nicht unbedingt aus seiner Ecke kamen. Auch wenn ein stellvertretender Ministerpräsident eine Vorlage machte, bekam Mittag diese vorher zu sehen. Man hörte dann von diesem oder jenem Mitarbeiter, daß das mit Mittag schon besprochen sei. Da die Vorlagen im wesentlichen durch den Generalsekretär schon vorab gebilligt wurden, gab es im Grunde kaum noch Anlaß zu einer Debatte. Und bei uns regte sich auch kaum Widerspruch.
Dabei hat es viele Probleme gegeben, die es notwendig gemacht hätten, intensiv zu diskutieren. Wenn ich an meinen Bezirk denke, war das zum Beispiel eine Vorlage über die Beschleunigung des Berliner Wohnungsbaus, die 1984 beraten wurde. Dabei ging es um eine Erhöhung von zwanzig- auf dreißigtausend Neubauwohnungen jährlich. Damit war die Kapazität des Berliner Wohnungsbaus einfach überfordert. Doch solche Dinge wurden auf der Grundlage eines Elementarbeschlusses über die Forcierung des Wohnungsbaus ohne Diskussion grundsätzlich akzeptiert. Derjenige, der eine Vorlage über den Generalsekretär eingebracht hatte, stellte sich in der Regel für Fragen zur Verfügung. Die Anfragen sind dann von drei oder vier Leuten gekommen, die anderen haben fleißig mitgeschrieben. Es herrschte eine Art Klassenzimmeratmosphäre. Und gewöhnlich hatte der, der die Vorlage vorbereitet hatte, sich ohnehin schon im Vorfeld, z.B. bei mir, versichert, ob es irgendwelche Einwände gäbe. Damit konnte in die Diskussion von vornherein keine Spannung aufkommen.
 
War das nicht langweilig?
 
Das war nicht der Punkt. Immerhin ging es um weitreichende Entscheidungen. Daß es keine Grundsatzdebatten gab, haben wir nicht einmal negativ gesehen. Für viele von uns war das ein Zeichen besonders solider Vorarbeit, bei der die «einheitliche Auffassung der Führung» hergestellt worden war. Ein ähnlicher Arbeitsstil herrschte auch im Zentralkomitee. Das Politbüro wird vom Zentralkomitee gewählt. Es ist also formal dem Zentralkomitee rechenschaftspflichtig. Eigentlich ist das Zentralkomitee das höhere Organ, das entscheidende Beschlüsse zu fassen und das Politbüro zu kontrollieren hat. Aber schon längst – und nicht nur in der DDR – hatte sich das Verhältnis zwischen beiden umgekehrt. Das aus Wahlen hervorgegangene Politbüro saß gewissermaßen als Kappe auf dem Zentralkomitee. Es war die ausschlaggebende Entscheidungsinstanz. Die Beschlüsse des Zentralkomitees waren wesentlich vorbestimmt durch die vom Politbüro vorgegebene Richtung. Schon bei der ersten Tagung des Zentralkomitees nach der Wende kam dieser Punkt übrigens zur Sprache und spielte eine herausragende Rolle. Es wurde gefordert, dieses Verhältnis wieder umzukehren und zu einer Situation zu kommen, die einer innerparteilichen Demokratie entspricht. In beiden Gremien hatte es auch vorher schon ab und zu leise Unmutsäußerungen gegeben, die aber keine wesentliche Rolle gespielt hatten.
Unsere Arbeit bestand darin, die Vorlagen im Vorfeld so gut abzustimmen, daß es zu keinen Komplikationen kommen konnte. Wir, das Politbüro, waren eine Truppe, die sich im Prinzip einig war über die generelle Richtung. Damit wurden wir auch kollektiv verantwortlich für diese Entscheidung, wie sich nach Honeckers Sturz zeigte – worüber sich der einzelne oft gar nicht im klaren gewesen war, solange er in dieser schwülen Atmosphäre «mitentschied».
Es gehörte mit zu der Realitätsbewältigung dieses Gremiums, daß von Zeit zu Zeit einzelne kritische Tatbestände im Politbüro diskutiert wurden und aus einem Einzelfall ein besonderer Fall gemacht wurde, an dem dann demonstriert wurde, wie es nicht sein darf. Solche Vorgänge ließen deutlich erkennen, wie Realitätsverdrängung betrieben wurde.
Werktätige aus dem Kreis Bischofswerda hatten sich beispielsweise beim Generalsekretär darüber beschwert, daß die Fleischversorgung nicht funktioniere. Also kam das ins Politbüro. Warum ist die Fleischversorgung so schlecht? Weil in dem Ort im Sommer alle Fleischer gleichzeitig in Urlaub gegangen waren. Die Läden waren zu, und es gab kein Fleisch. An diesem Beispiel wurde zweierlei demonstriert: Erstens wurde deutlich gemacht, wie aufmerksam die Führung die Lage im Land beobachtet. Und zweitens: wenn es Probleme in der Fleischversorgung gibt, dann sind sie nicht darin begründet, daß die Erzeugung, Lagerung oder Verteilung nicht funktioniert, sondern darin, daß man örtlich schlecht wirtschaftet, indem man allen Fleischern gestattet, zur gleichen Zeit in Urlaub zu fahren. «Das ist eine Praxis, die von ungenügender Sorge um die Menschen zeugt», war die rügende Feststellung. So wurden die Kreisparteiorganisation und der Kreisrat gestäupt, weil sie schlecht gearbeitet hatten.
Solche Fälle wurden von Zeit zu Zeit von Honecker selbst auf die Tagesordnung gesetzt. Einmal hatte er zum Beispiel Fotos bekommen von tausenden Fahrrädern, die in Potsdam im Freien vor sich hin rosteten, weil keine Dachziegel vorhanden waren, um das löchrige Dach des Depots zu reparieren. Also wandte sich Honecker zu Mittag und sagte: «So geht das nicht, wo sind die Dachziegel?» Mittag hörte sich das schweigend an und mußte sich dann darum kümmern. Zwar konnte ihm nichts passieren, aber ärgerlich war so ein Fall doch. Also donnerte er bei nächster Gelegenheit diejenigen im ZK-Apparat zusammen, die solche Briefe an Honecker weitergeleitet hatten.
 
Wenn Diskussionen im Politbüro keine große Rolle gespielt haben, wie charakterisierte sich denn dann der Unterschied zwischen einem Kandidaten und einem Vollmitglied, abgesehen von der Tatsache, daß der Kandidat kein Stimmrecht hatte?
 
Da ist de facto kein großer Unterschied gewesen. Selbst in den Abstimmungen war es nicht wichtig, weil Entscheidungen im Politbüro in der übergroßen Zahl einstimmige Entscheidungen waren. Es ging nur ganz selten um Sachverhalte, bei denen die Entscheidung durch Debatte und durch ein bestimmtes Stimmenverhältnis zu erzielen gewesen wäre. Daher konnten sich die Kandidaten wie Mitglieder des Politbüros fühlen.
Ich muß hinzufügen, daß es diese merkwürdige Teilung in der Tradition der deutschen Kommunisten früher nicht gegeben hat. Diese Unterteilung wurde aus den Organisationsprinzipien der KPdSU abgeleitet. Erich Honecker hat diese Zweiteilung auch nicht für wesentlich gehalten. Er hat von einem Kandidaten gleiches gefordert wie von einem Mitglied des Politbüros. Ein Kandidat, der sich öffentlich zu irgendeiner politischen Frage abweichend geäußert hätte, wäre von Honecker genauso hart zur Verantwortung gezogen worden wie ein Vollmitglied. Es war eine kapillare Unterscheidung, die keine Bedeutung hatte und darin begründet war, daß bestimmte gesellschaftliche Funktionen im Politbüro zweckmäßigerweise präsent sein sollten. Der Vorsitzende einer großen Gewerkschaftsorganisation wie des FDGB sollte, um der Rolle dieser Organisation gerecht zu werden, eher Mitglied des Politbüros sein als Kandidat. Es hat schon eine Rolle gespielt, eine Art Rangordnung nach außen zu demonstrieren. Die Position des Chefredakteurs des «Neuen Deutschland» zum Beispiel, die ich innehatte, war zwar wichtig und wurde aus dem Zentralkomitee herausgehoben, aber sie mußte nicht unbedingt mit der Rolle eines Politbüromitgliedes verbunden sein. Vor allem auch deshalb, weil Joachim Herrmann, der Sekretär für Agitation, als Voll-Mitglied für die Medien zuständig war. Manche Kandidaten hatten mehr repräsentative Funktion. Zum Beispiel Margarethe Müller, die zwanzig Jahre lang nur Kandidatin war und keine zentrale Funktion innerhalb der Partei oder des Staatsapparates ausübte und letztlich eine Art Alibi-Frau war. Sie war eine tüchtige Landarbeiterin gewesen, die sich zur Leitung eines Agrarunternehmens emporgearbeitet hatte. Vertreten waren im Politbüro: der Ministerpräsident, der Gewerkschaftsvorsitzende, und die gewissermaßen geschäftsführenden Sekretäre des ZK. Alle Ressorts des ZK-Apparates sollten auf diese Weise im Politbüro vertreten sein. Die Abteilungen des ZK waren ähnlich strukturiert wie die Regierung. Es gab auch Querverbindungen zu allen Massenorganisationen. So spannte sich, über den staatlichen Organen, ein zweites Netz der Macht über das Land.
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